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A. Problem 

Um dem Bundestag die Möglichkeit zur Beobachtung zu geben, 
welche Entwicklung das Wohngeldgesetz nimmt, ist eine Be- 
richterstattung gefordert worden. 

Ziel einer gesellschaftspolitisch verantwortungsbewußten Woh- 
nungspolitik muß es sein, den Wohnungsmarkt durch Förderung 
des Wohnungsbaues so auszuweiten, daß jeder Bürger, jede 
Familie überall eine angemessene Wohnung frei wählen kann. 
Es kommt darüber hinaus darauf an, daß die Wohnungen zu 
tragbaren Lasten für den Wohnungsinhaber zur Verfügung 
stehen. Das bedeutet: Miete oder Belastung müssen für jeden 
Staatsbürger erschwinglich sein. Mögliche soziale Härten müs- 
sen durch das Wohngeld ausgeglichen werden. 


B. Lösung 

Das Wohngeldgesetz hat durch ein System von Miet- und 
Lastenzuschüssen dazu beizutragen, daß auch einkommens- 
schwache Wohnungsinhaber die Miete tragen können. Dem 
trägt der Regierungsentwurf eines Zweiten Wohngeldgesetzes 
Rechnung, der aufgrund der im Dritten Wohngeldbericht dar- 
gestellten Erfahrungen in der vorliegenden Fassung erarbeitet 
werden konnte. 


C. Alternative 

entfällt. 


D. Kosten 

entfallen. 
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Sdiriftlidier Beridit 

des Ausschusses für Städtebau und Wohnungswesen 
(14. Ausschuß) 

über den Dritten Beridit der Bundesregierung über die in den 
einzelnen Ländern gemachten Erfahrungen mit dem Wohngeld- 
gesetz 

— Drucksache VI/378 — 


A. Bericht des Abgeordneten Geisenhofer 


Die Vorlage ist am 18. März 197{) in der 39, Sit- 
zung des Deutschen Bundestages dem Aussdiuß für 
Städtebau und Wohnungswesen federführend und 
dem Haushaltsausschuß mitberatend überwiesen 
worden. 

Der 14. Aussdiuß hat die Vorlage am 19. März 
1970 in der 9. Sitzung und am 16. Oktober 1970 in 
der 22. Sitzung beraten. In der 9. Sitzung des Aus- 
schusses wurden zum Dritten Wohngeldbericht und 
der Wohngeldgesetzgebung gehört; Vertreter der 
Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenver- 
bände, des Deutschen Mieterbundes e. V., des Zen- 
tralverbandes der deutschen Haus- und Grundeigen- 
tümer e. V., des Deutschen Volksheimstättenwerks, 
des Gesamt Verbandes gemeinnütziger Wohnungs- 
untemehmen e. V. sowie des ASTA der Universität 
Freiburg und der Arbeitsgemeinschaft deutscher 
Studentenschaften (ADS) Bonn sowie des Verbandes 
deutscher Studentenschaften (VDS) Bonn. 

Mit dem vorliegenden Wohngeldbericht hat die 
Bundesregierung zum dritten Mal über die mit dem 
Wohngeldgesetz gemachten Erfahrungen berichtet. 

Während der Erste Wohngeldbericht — Druck- 
sache V/796 — sich vorwiegend mit Verfahrensfra- 
gen und Angelegenheiten der Verwaltung beschäf- 
tigte, im Zweiten Wohngeldberid^ — Drucksache 
V/2399 — das Schwergewicht darauf gerichtet war, 


ob das Ziel des Wohngeldgesetzes erreicht worden 
ist und ob das Wohngeld seine Aufgabe im System 
der sozialen Sicherung erfüllt, stehen im vorliegen- 
den Dritten Wohngeldbericht die Fragen im Vorder- 
grund, die bei der Anwendung des Wohngeldge- 
setzes Schwierigkeiten bereiten und eine Änderung 
des Gesetzes notwendig machen. Grundidee und 
Zielsetzung des Wohngeldgesetzes sollen unverän- 
dert bleiben. Die Erfahrung hat gezeigt, daß sich das 
Gesetz in seiner sozialen Zielsetzung bewährt und 
einen gesicherten Platz unter den sozialen Leistun- 
gen der Bundesrepublik hat. Insbesondere wird an 
dem dem Gesetz zugrunde liegenden Individual- 
prinzip festgehalten mit der Zielsetzung, daß jedem 
Bürger angemessener und familiengerechter Wohn- 
raum wirtschaftlich gesichert sein muß. 

Obwohl sich das Wohngeldgesetz in seiner sozia- 
len Zielsetzung bewährt hat, sind doch seit seinem 
Inkrafttreten im Jahre 1965 gewisse Schwierigkeiten 
bei der Anwendung erkennbar geworden. Diese 
Schwierigkeiten machen es erforderlich, das Wohn- 
geldverfahren zu vereinfachen, zu verbilligen und 
zu beschleunigen sowie eine Reihe materieller Vor- 
schriften zu verbessern. Das Gesetz ist demnach den 
veränderten Verhältnissen anzupassen; dem trägt 
der Regierungsentwurf eines Zweiten Wohngeldge- 
setzes Rechnung. 


Bonn, den 21. Oktober 1970 


Geisenhofer 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Bericht des Bundesministers für Städtebau 
und Wohnungswesen vom 5. Februar 1970 
(Drucksache VI/378) über die in den einzelnen 
Ländern gemachten Erfahrungen mit dem Wohn- 
geldgesetz zur Kenntnis zu nehmen, 

2. unter Änderung des Beschlusses vom 11. Mai 
1967 die Bundesregierung zu ersuchen, den Vier- 
ten Wohngeldbericht bis spätestens 31. Dezem- 
ber 1973 und die folgenden Wohngeldberichte 
jeweils zwei Jahre später vorzulegen. 


Bonn, den 21. Oktober 1970 


Der Ausschuß für Städtebau 
und Wohnungswesen 

Mich Geisenhofer 

Vorsitzender Berichterstatter 
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